
REFERENDUM POLIZEIGESETZ 

Schweizer Bürgerrecht für den Polizeidienst gehört ins Gesetz 

Wir sind für ein modernes Polizeigesetz. Aber grundlegende Voraussetzungen 

für den Polizeidienst dürfen nicht einfach vom Gesetz in die Verordnung verschoben 

werden. Wer Polizeigewalt ausüben darf, ist eine politische Grundsatzfrage. 

NEIN zur Kompetenzverschiebung 

▰ 

Heute ist das Schweizer Bürgerrecht 
im Gesetz verankert. Neu soll der 
Regierungsrat auf Verordnungsstufe 
über die Voraussetzungen für den 
Polizeidienst entscheiden können. 

Eine politisch sensible Grundsatzfrage 
gehört ins Gesetz – und damit in die 
Verantwortung des Gesetzgebers. 

NEIN zu einer Öffnung auf Vorrat 

▰ 

Der Regierungsrat bestätigt selbst: 
Die Rekrutierung ist anspruchsvoller 
geworden, offene Stellen konnten 
bisher aber besetzt werden. 

Es besteht deshalb heute kein Grund, 
vorsorglich die Möglichkeit für eine 
weitergehende Öffnung des 
Polizeidienstes zu schaffen. 

JA zu einer pragmatischen Lösung 

▰ 

Unser Vorschlag ist klar: Schweizer 
Bürgerrecht als Grundsatz – 
Ausnahme für Spezialfunktionen. 

Benötigt die Polizei besondere 
Kenntnisse oder Fähigkeiten, soll eine 
Ausnahme weiterhin möglich sein. 
Flexibilität bleibt erhalten, ohne den 
Grundsatz aufzugeben. 

KLARE GRENZEN bei der 
Verkehrsüberwachung 

▰ 

Auch Art. 49 verdient eine kritische 
Prüfung: Das neue Gesetz schafft 
zusätzliche Möglichkeiten der 
automatisierten Fahrzeug- und 
Kontrollschilderfassung. Solche 
Überwachungsinstrumente brauchen 
klare Grenzen. 

 

LASSEN WIR DIE AUSSERRHODER BEVÖLKERUNG 
ENTSCHEIDEN. 

Mit Ihrer Unterschrift verlangen Sie eine Volksabstimmung über das neue 
Polizeigesetz. 

 

Bitte auf der Rückseite unterschreiben. 

 
 
  

Bitte senden Sie den Unterschriftenbogen bis am 

Montag 19.Oktober 2026 an: 

Michael Vierbauch 

Sekretariat SVP AR 

Unterdorf 5 

9042 Speicher 



Unterschriftenliste für das fakultative Referendum 

Die Unterzeichnenden sind Stimmberechtigte der Gemeinde ............................................................ 

Sie verlangen, gestützt auf Art. 60bis der Verfassung des Kantons Appenzell A.Rh., dass der 

Beschluss des Kantonsrates vom 24. August 2026 betreffend Polizeigesetz Totalrevision 

der Volksabstimmung unterbreitet wird. 

 

Es dürfen nur Personen unterzeichnen, die ihren politischen Wohnsitz in der obgenannten 

Gemeinde haben und in kantonalen Angelegenheiten stimmberechtigt sind. 

Alle Angaben sind handschriftlich einzutragen. 

 

Name, Vorname Geb.jahr Adresse Unterschrift 
Kontrolle 

(leer lassen) 

1.     

2.     

3.     

4.     

5.     

6.     

7.     

8.     

9.     

10.     

 

 

Ablauf der Referendumsfrist: Die Unterschriftenliste ist spätestens am 27.Oktober 
2026 der Kantonskanzlei (Regierungsgebäude) in Herisau einzureichen. 

 
Wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung zur Ausübung des Referendums fälscht, macht 
sich strafbar nach Artikel 282 des Schweizerischen Strafgesetzbuches. 


